
Den schweizerischen 
Interessen verpfl ichtet!
Nationalrat Toni Brunner S. 3

Sonderparteitag  S. 4+5

Strafrecht verschärfen – 
Opfer schützen
Nationalrätin Natalie Rickli  S. 7

«Cassis-de-Dijon-Prinzip 
wird zum Job-Killer»
Nationalrat Caspar Baader
 S. 8+9

Aus den Kommissionen S. 11

Ein Geschichtsbuch, das 
man gelesen haben muss
Kantonsrat Claudio Zanetti S. 13

Agrarfreihandel führt 
zu Qualitätsrückgang 
und Bauernsterben.
Von Nationalrat 
Ernst Schibli

Seite 10

Migrationspolitik 
muss auf Schweizer 
Interessen fokussiert 
sein.
Von Nationalrat 
Lukas Reimann

Seite 6

SVP will leistungs-
orientierte Volksschule.
Von Nationalrat 
Theophil Pfi ster

Seite 15

AZB Zofi ngen – Preis Fr. 35.– jährlich – erscheint monatlich – Aufl age 60 000 Expl. – www.svp.ch – klartext@svp.ch – Ausgabe Nr. 5/2009

SVP-Klartext
DIE ZEITUNG DES MITTELSTANDES

Reklame

Unkontrollierte Einwanderung 
muss gestoppt werden
Die SVP geht unbeirrt ihren Weg und setzt sich für die Interessen der Schweiz und ihrer 
Bürger ein. Bereits im Mai 2008 hat unsere Partei auf die Problematik der unkontrollierten 
Einwanderung hingewiesen und den Bundesrat aufgefordert, die Zuwanderung über eine 
Kontingentslösung zu regulieren. Denn gerade im aktuellen Wirtschaftskrieg muss die 
Schweiz ihren Arbeitsmarkt und ihre Sozialwerke schützen. Der zusätzliche Druck, welcher 
durch die massive Zuwanderung entsteht, ist nicht mehr tragbar. 
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Für Ihre 
Drucksachen

In den letzten Monaten ist die Ar-
beitslosenquote bei der ausländi-
schen Bevölkerung massiv gestie-
gen. Verständlicherweise haben es 
viele ausländische Arbeitslose nicht 
eilig mit der Rückreise, schliesslich 
können sie legal von den besseren 
Sozialleistungen in der Schweiz pro-
fi tieren. 

Die Voraussetzungen für die Anwen-
dung der sogenannten Ventilklausel 
waren schon im Jahr 2008 gegeben. 
Der Bundesrat hat es jedoch ver-
passt, diese «Notbremse» rechtzeitig 
zu ziehen. Vielmehr hat die Landes-
regierung die negativen Konse-
quenzen der unkontrollierten Ein-
wanderung – wohl auch weil die 
weitere Ausdehnung der Personen-
freizügigkeit im Februar 2009 nicht 
gefährdet werden sollte – bisher 
stets totgeschwiegen. Aufgrund der 
aktuellen Wirtschaftslage und der 
negativen Prognosen muss nun aber 
dringend gehandelt werden. Die SVP 
fordert den Bundesrat deshalb auf, 
umgehend die notwendigen Mass-
nahmen zu ergreifen und die Zu-
wanderung in die Schweiz zu regu-
lieren.

Arbeitsmarkt und Sozialwerke stehen schon heute unter grossem Druck 
 (Foto: Falco – Fotolia.com)
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Wir stecken mitten in einer Krise. Im 
nationalen Interesse sollten alle zu-
sammenstehen. Aber: das Gegenteil 
geschieht.

Insbesondere in wirtschaftlich 
schlechten Zeiten muss die 
Schweiz den Zugang von Auslän-
dern zu unserem Arbeitsmarkt und 
zu den Sozialleistungen regulieren 
können. Die Arbeitslosigkeit steigt 
stark; verbunden mit schlimmen Ein-
zelschicksalen. Trotzdem wandern 
aufgrund der EU-Personenfreizügig-
keit noch immer Monat für Monat 
Tausende in die Schweiz ein. Im Ab-
stimmungskampf wurde versprochen, 
in wirtschaftlich schwierigen Zeiten 
von der Ventilklausel Gebrauch zu 
machen und die Einwanderung wie-
der zu regulieren. Doch der Bundesrat 
zögert. Die Voraussetzungen für die 
Anwendung der Ventilklausel waren 
schon 2008 gegeben. Der Bundesrat 
hat es verpasst, diese «Notbremse» 
rechtzeitig zu ziehen. Vielmehr hat die 
Landesregierung die negativen Kon-
sequenzen der unkontrollierten Ein-
wanderung – wohl auch um die wei-
tere Ausdehnung der Personenfreizü-
gigkeit im Februar 2009 nicht zu ge-
fährden – bisher stets totgeschwiegen. 
Jetzt zeigt sich: Die unkontrollierte 
Einwanderung ist nicht mehr tragbar. 
Schweizer Arbeitsplätze müssen wie-
der vorrangig an Schweizer gehen.

Damit verbunden werden auch die 
Sozialwerke zunehmend gefährdet. 
Die Statistiken zeigen klar auf, dass 
Ausländer überdurchschnittlich viel 
beziehen, der sofortige Zugang zu 
allen Sozialwerken muss überdacht 
werden. Der Missbrauch stärker an-
gegangen werden. Tatenlosigkeit 
können wir uns nicht leisten.

Aus der EU droht bereits neues Un-
gemach. Die im Mai von der EU ver-
abschiedete Asylrichtlinie ist eine 

Aufforderung zur Massenzuwande-
rung und zum Asylmissbrauch. Sie 
bringt die Ausdehnung des Familien-
begriffes auf die ganze Verwandt-
schaft des Asylbewerbers, die völlige 
Gleichstellung mit Inländern hin-
sichtlich sozialer Ansprüche und den 
freien Zugang zum Arbeitsmarkt 
nach spätestens sechs Monaten. 

Dabei verschärft sich die 
Schweizer Asylproblematik auch 
ohne EU, weil der Bundesrat 
nicht die notwendige Härte zeigt. 
Allein im 1. Quartal 2009 wurden 
4938 Asylgesuche gestellt, 77,2 % 
mehr als im 1. Quartal 2008.

Und in Sachen Kriminalität zeigen 
sich die Folgen der unkontrollierten 
Einwanderung: Wir haben immer 
mehr Gewalt in der Schweiz. Der 
Ausländeranteil bei Straftaten ist 
unverändert hoch. In den Gefäng-
nissen lag der Ausländeranteil im 
vergangenen Jahr bei unglaubli-
chen 70 %! Das Strafrecht ist ge-
prägt von einer Kultur des Täter-
schutzes. Hier braucht es dringend 
eine Korrektur.

Auch das Bildungswesen ist betrof-
fen. Viele Schulen kämpfen mit Inte-
grationsproblemen. Eine erfolgreiche 

Nationalrat Lukas Reimann, Wil (SG)

Eine Schweiz für 
Eigen- statt für 
Fremdinteressen

Integration ist bei zu hohen Auslän-
deranteilen nicht mehr möglich. Die 
Qualität unserer Bildung leidet stark 
darunter.

Die zunehmende Islamisierung ist 
noch immer ein Tabuthema. Dabei 
ist längst klar, dass die islamische 
Bevölkerung rasant wächst. Damit 
verbunden werden immer dreistere 
Forderungen gestellt. Wir dürfen die 
Augen nicht verschliessen. Wer 
in unserem Land Gast ist, hat die 
schweizerische Rechtsordnung und 
unsere Sitten und Gebräuche zu be-
achten oder aber das Land wieder 
zu verlassen!

Über 1,6 Millionen Ausländer zähl-
te die Schweiz im Jahr 2008, was 
einem Zuwachs von 4,3 % gegen-
über den Vorjahr entspricht. Und 
dabei sind die Eingebürgerten, die 
Kurzaufenthalter oder die Asylsu-
chenden nicht mitgezählt. Die un-
kontrollierte Zuwanderung führt 
zu immer höheren Kosten und Ri-
siken für den Staat und zu immer 

offensichtlicheren Parallelgesell-
schaften.

Erstaunt fragen sich viele: Wie 
konnte es überhaupt so weit 
kommen? Es gibt bei den Lin-
ken viel zu viele, die sich zwar 
Schweizer Politiker nennen, in 
Wirklichkeit aber nur die Inter-
essen der Nicht-Schweizer ver-
treten. Und es gibt die, welche 
jeweils vor den Wahlen Volksnähe 
entdecken, nur um es danach 
wieder zu vergessen. So verspra-
chen Mitte-links-Parteien vor den 
Wahlen, gegen den EU-Beitritt 
einzutreten, nur um dann in Bern 
alles aus Brüssel abzunicken. Und 
als es im Mai 2009 im Nationalrat 
um den längst fälligen Rückzug 
des EU-Beitrittsgesuches ging, 
stimmte praktisch niemand aus-
serhalb der SVP dafür. Auch wur-
den Lösungen in der Migrations-
politik versprochen, doch in Bern 
verhindern die gleichen Leute die 
zahlreichen Handlungsvorschläge 
der SVP. Das ist Betrug am Volk.

Die SVP ist anders: Sie kämpft konse-
quent und gradlinig für die Interessen 
der Schweiz. Mit der Ausschaffungs-
initiative und der Minarettverbotsiniti-
ative, aber auch mit zahlreichen Vor-
stössen und Eingaben im Parlament 
bietet die SVP Lösungen. Lösungen, 
welche die Schweiz für die Zukunft 
rüsten statt sie zerstören. Das am 
Sonderparteitag vom 2. Mai verab-
schiedete SVP-Migrationspapier ist 
ein weiterer Beweis dafür.
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